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LANDESJOURNAL
KOMMENTAR

Eigentlich wäre dieser Kommentar 
der, in dem ich auf die besinnliche Zeit 
blicke und gute Wünsche für das neue 
Jahr übermittle, … kommt vielleicht im 
Laufe der nächsten Zeilen noch. Am 
Anfang dieses Monatskommentares 
möchte ich aber etwas anderes stellen. 
Beginnen möchte ich mit einer Frage, 
welche ich in diesem Jahr schon einmal 
angerissen habe. Es geht um das The-
ma: Wie politisch oder eben unpolitisch 
ist eine Gewerkschaft? Dazu habe ich 
eine ganz klare Meinung: Eine Gewerk-
schaft ist so politisch wie es nur geht! 
Ansonsten wären Gespräche mit Minis-
terpräsidenten, Ministern, Staatssekre-
tären, Referenten und Abgeordneten 
schlicht nicht zulässig. Dann wäre ge-
werkschaftliches Arbeiten allerdings 
unmöglich. Was Gewerkschaften aber 
haben und haben müssen, ist parteipoli-
tische Neutralität. Das heißt nicht, dass 
wir mit jeder Partei zusammenarbeiten 
müssen! Ich definiere meine persönli-
che parteipolitische Neutralität darüber, 
dass ich keiner Partei angehöre. Dieser 
Fakt hat natürlich auch Folgen für die 
GdP Thüringen, über die ich vielleicht 
an anderer Stelle informieren werde. 

Warum schreibe ich das eigentlich al-
les auf, nun, ich möchte in diesem Kom- 
mentar ein wenig über die Parteien des 
Thüringer Landtages nachdenken. An-
lass dafür gab mir ein Landesparteitag 
der Thüringer CDU, zu dem ich als 
Gast eingeladen war. Ach, und nur weil 
dieser Landesparteitag der erste in ei-
ner Folge von Parteitagen in den letz-
ten Wochen war, zu denen ich eingela-
den wurde, beginne ich mit einer 
Oppositionspartei des Thüringer Land-
tages. Die Thüringer CDU schmückte 
ihren Parteitag unter anderem mit dem 
Bundes- und Landesvorsitzenden der 
DPolG, ob der Bundesvorsitzende der 
GdP eingeladen war, weiß ich nicht.  

Die GdP Thüringen und die Landtagsparteien
Von Kai Christ, Landesvorsitzender der GdP Thüringen

Als GdP-Landesvorsitzender habe ich 
die Farben unserer Organisation aber 
deutlich vertreten. Was mich trotzdem 
stark verwunderte ist der Fakt, dass ein 
Teil der Thüringer CDU im Bundesvor-
sitzenden der DPolG einen Menschen 
sieht, der das sagt, was sie denken. Da 
frag ich mich zuerst, ist die CDU Thü-
ringen nicht in der Lage zu sagen, was 
sie denkt, oder fehlt ihr noch der Mut 
zu bestimmten Aussagen? Wer weiß? 

Fakt ist aber, dass der Spitzenkandi-
dat der Landes-CDU, Mike Mohring, in 
einer umjubelten Bewerbungsrede um 
diese Funktion, das Thema Innere Si-
cherheit in Thüringen auf Ankerzen-
tren für Flüchtlinge reduziert hat. Kein 
Wort über Ausrüstung/Ausstattung der 
Thüringer Polizei, kein Wort über Per-
sonalentwicklung in der Polizei, kein 
Wort über bessere Aufstiegsmöglich-
keiten in der Polizei, einfach nichts, 
was mich als Landesvorsitzenden der 
GdP Thüringen hätte bewegen kön-
nen. Ob Herr Wendt begeistert war von 
der Rede oder nur aus Höflichkeit zu 
Standing Ovations aufgestanden ist, 
weiß ich nicht. Ich für meinen Teil stelle 
fest: Ich war aus Sicht der GdP Thürin-
gen einigermaßen enttäuscht vom In-
halt der Rede. Ich werde mich eben 
bemühen, über den Arbeitskreis „Poli-
zei“ bei der CDU noch was für die The-
men zu tun, die aus Sicht der GdP in 
der Thüringer Landespolitik eine Rolle 
spielen sollten. 

Gespräche mit ähnlichen Inhalten 
sind auch in der Thüringer SPD nötig. 
Dort überlegt man angeblich ernsthaft, 
ob das Thema Polizei überhaupt eine 
Rolle im Wahlkampf um die kommen-
de Landesregierung spielen soll. Was 
die SPD da nicht verstanden hat, er-
schließt sich mir überhaupt nicht. Was 
ist das Ziel der SPD Thüringen? Die ge-
samte Bundesrepublik spricht über 

eine veränderte Sicherheitslage in die-
sem Land und wie man dieser begeg-
nen kann. Die SPD Thüringen macht 
da eben womöglich nicht mit, okay, 
kann man so machen. Die Strategen 
der Landes-SPD werden sich etwas da-
bei gedacht haben. 

Die Linke in Thüringen macht da 
schon mal eines richtig, die Einzelge-
werkschaften waren zu ihrem „Arbeits-
parteitag“ mal schlicht nicht eingela-
den. Somit ist eine Berichterstattung 
meinerseits von diesem Parteitag auch 
nicht möglich. In den sozialen Medien 
kann man allerdings den Slogan des 
Parteitages erkennen. Dort ist zu lesen: 
„In Verantwortung für Solidarität und 
Sicherheit“. Nun ja, was Die Linke un-
ter dem Begriff Sicherheit dort subsu-
mierte? Ich kann es euch nicht sagen. 
Versprochen ist, ich werde nachfragen. 

Bleibt noch die Fraktion von Bündnis 
90/Die Grünen. Der Einfachheit halber 
verwende ich im Folgenden für die 
Fraktion mal nur die Grünen. Die Grü-
nen stehen nicht im Verdacht der Poli-
zei besonders nahe zu sein. Zum letzten 
Parteitag der Thüringer Grünen war ich 
aus persönlichen Gründen leider ver-
hindert. Aus diesem Grund werde ich 
auch aus dieser Fraktion erst später be-
richten. Es bliebe noch eine Fraktion, 
über jemanden mit dem man nicht 
spricht, schreibt man aber auch nicht. 

Nur so viel müsst Ihr von mir wissen: 
Ich treibe die CDU, die Sozialdemokra-
ten, die Linken, die Grünen und wenn 
wieder im Thüringer Landtag vertre-
ten, auch die FDP im Sinne der GdP vor 
uns her, ohne Rücksicht auf ein Partei-
buch nehmen zu müssen. Aber eben 
auch nur die. Dort werde ich mit Eurer 
Hilfe die Ideen, Forderungen und 
Wünsche der GdP für Polizei und Jus-
tizvollzug in die Köpfe und Herzen inji-
zieren, bei Demokraten eben. 

Jetzt ist es soweit, das Jahr 2018 neigt sich dem Ende. Ich wünsche Euch auch im Namen des Landesvorstan-
des eine besinnliche Weihnachtzeit im Kreise der Menschen, die Euch wichtig sind. Einen guten, nicht zu 
feuchten Rutsch in das Jahr 2019. Dort warten viele neue Herausforderungen und hoffentlich mehr glückliche 
als traurige Tage auf uns. Den Kolleginnen und Kollegen, die an den Feiertagen arbeiten müssen, wünsche ich 
natürlich all das auch und sage einfach: Danke!
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Viele Gäste gaben den Absolventen die Ehre  Foto: Gäbler

Bevor nun der erste Tag ohne 
Studium bzw. Ausbildung anstand, 
wurde in der Fachhochschule in 
Meiningen die Ernennung der Ab-
solventinnen und Absolventen des 
mittleren und gehoben Polizeivoll-
zugsdienstes durchgeführt. 82 An-
wärter des mittleren Polizeivoll-
zugsdienstes und 40 Studenten des 
gehobenen Polizeivollzugsdiens-
tes beendeten Ende September 
ihre zwei- bzw. dreijährige Ausbil-
dung. Mehr als 20 der Studenten 
waren Aufsteiger und keine neu 
eingestellten Beamten. In feierli-
cher Atmosphäre und im Beisein 
der Familien bekamen die nun fer-
tig ausgebildeten Polizeimeister 
und Polizeikommissare ihre Ur-
kunde in die Hand. Die Jahrgangs-
besten beider Laufbahnen wurden 
besonders geehrt.

Die Gewerkschaft der Polizei 
war eingeladen und hielt an einem 
eigens aufgebauten Infostand eine 
kleine Überraschung für die frisch 
ernannten Polizeimeister und Poli-
zeikommissare bereit. Ein Danke-
schön dafür geht an die Landes-

122 Polizeibeamtinnen und -beamte ernannt
Meiningen (WG). Zum 1. Oktober eines jeden Jahres bekommen die 

Dienststellen in Thüringen Verstärkung durch neu ausgebildete Kolleginnen 
und Kollegen, so auch in diesem Jahr. Die Neuen werden in den Dienststel-
len schon sehnsüchtig erwartet, schließen sie doch zumindest einen Teil 
der Lücken, die durch Versetzungen in den Ruhestand gerissen werden.

vorsitzende der Jungen Gruppe, 
Jana Henschel, und an Gewerk-
schaftssekretärin Kerstin Rothe, 
welche am Samstag den Stand vor-
rangig betreuten. 

In der Turnhalle des Bildungs-

zentrums fand ein Festakt statt. 
Die Festrede hielt Innenstaatsse-
kretär Udo Götze. Die Ernennun-
gen wurden von Michael Schulz, 
Leiter der Polizeiabteilung im Thü-
ringer Ministerium für Inneres und 
Kommunales, Uwe Brunnengrä-
ber, Polizeipräsident der Thüringer 
Landespolizeidirektion, und Prof. 
Dr. Thomas Ley, Leiter der Verwal-
tungsfachhochschule, Fachbereich 
Polizei, übergeben. 

Die Gewerkschaft der Polizei 
und die Personalvertretungen wa-
ren eingeladen. Weiterhin ver-
brachten diesen Samstag Abge-
ordnete des Thüringer Landtages, 
welche vorrangig aus dem Innen-
ausschuss stammen, sowie ein 
Großteil der Behördenleiter in 
Meinungen. Umrahmt wurde das 
Programm durch das Polizeimusi-
korchester. 

Die GdP Thüringen wünschen 
allen neu ernannten Polizistinnen 
und Polizisten viel Kraft und Erfolg 
auf den zukünftigen Wegen. Die 
Gewerkschaft wird auch weiterhin 
an Eurer Seite stehen.
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AUS DEN KREISGRUPPEN

Der neu gewählte Kreisgruppenvorstand Foto: Gäbler

Erfurt (td). Die Kreisgruppe Justiz- 
vollzug der GdP Thüringen hat am  
2. November 2018 einen neuen 
Vorstand gewählt. Christian Born, 
Justizvollzugsanstalt Tonna, wird die 
Kreisgruppe zukünftig führen. 

Bei der diesjährigen Mitgliederver-
sammlung der GdP Thüringen Kreis-
gruppe Justizvollzug am 2. November 
2018 fand eine Neuwahl des Vorstan-
des statt. Die bisherigen Kreisgruppen-
vorsitzenden Alexandra Anton-Doll-
hofer und ihr Stellvertreter Dirk 
Trautmann erstatteten Bericht über den 
erfolgreichen Aufbau einer Kreisgrup-
pe Justizvollzug und baten abschlie-
ßend um Entlastung des alten Vorstan-
des. Beide sind beruflich und privat 
stark eingebunden und kandidierten 
deshalb nicht wieder für Spitzenfunkti-
onen im Kreisgruppenvorstand.

Bei der anschließenden Neuwahl, 
wurden einstimmig Christian Born 
(Justizvollzugsanstalt Tonna) als 
Vorsitzender der Kreisgruppe und 
Sandra Schwämmlein (Jugendstraf-
anstalt Arnstadt) als stellvertretende 
Vorsitzende gewählt. Sie werden 
unterstützt von Matthias Foss (Jus-
tizvollzugsanstalt Tonna) als Kassie-
rer, Julia Berntsch (Justizvollzugs-
anstalt Goldlauter) als stellv. 
Kassiererin, Alexandra Anton-Doll-
hofer und Dirk Trautmann (beide 
Justizvollzugsanstalt Tonna) als 
Schriftführerin bzw. stellv. Schrift-
führer.

Wir danken dem alten Vorstand 
für seine geleistete Arbeit. Dabei 
ist ganz besonders für die Meiste-
rung der schwierigen Aufgabe, die 
Gewerkschaft der Polizei im Justiz-
ressort des Freistaates Thüringen 
zu etablieren und die Arbeitsfähig-

keit zu gewährleisten, hinzuwei-
sen. Bei den zurückliegenden Per-
sonalratswahlen konnten Dank der 
Arbeit des alten Kreisgruppenvor-
standes erstmals Kandidaten der 
GdP Personalratsmandate errin-
gen.

Die Aufgaben des neu gewählten 
Vorstandes werden nicht geringer. 
Das ergibt sich schon aus den ge-
planten Strukturveränderungen im 
Thüringer Justizvollzug in den 
nächsten Jahren. Deshalb ist eine 
starke und durchsetzungsfähige Ge-
werkschaft, wie die GdP, für alle Be-
schäftigten in der Thüringer Justiz 
von großer Bedeutung. Dem neuen 
Vorstand wünscht GdP-Landesvor-
sitzender Kai Christ viel Erfolg, Aus-
dauer und Beharrlichkeit für die 
Durchsetzung der Interessen der 
Beschäftigten und besonders der 
GdP-Mitglieder in der Justiz.

Gemeinsam in einem starken Team
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Das Institut für Soziologie der Fried-
rich-Schiller-Universität Jena unter-
sucht seit 18 Jahren die Entwicklung 
Demokratiezufriedenheit und der poli-
tischen Einstellungen der Thüringer 
Bevölkerung. In diesem Jahr wurden 
1057 wahlberechtigte Frauen und 
Männer, die unter repräsentativen Ge-
sichtspunkten ausgewählt wurden, be-
fragt. Die Antworten dieser Be-
fragten werden dann auf die 
gesamte Thüringer Bevölkerung 
hochgerechnet. In der jährlichen 
Befragung werden auch The-
menschwerpunkte gesetzt, in 
diesem Jahr das Thema „Hei-
mat“.

Der Thüringen-Monitor 
kämpft dabei mit den gleichen 
Schwierigkeiten, mit denen alle 
repräsentativen Umfragen zu 
kämpfen haben. Die Fragen 
müssen zum Teil stark verkürzt 
werden und die Antwortmög-
lichkeiten reichen in der Regel 
nur von „Stimmt voll und ganz“ 
bis „Stimmt überhaupt nicht“. 
Die Umfragen stellen dabei auch 
häufig eine Momentaufnahme 
dar, das Ergebnis kann durch ak-
tuelle Ereignisse beeinflusst sein. 
Das schmälert den Wert einer 
solchen Langzeitstudie jedoch 
überhaupt nicht. 

Einige wichtige Aussagen des 
Thüringen-Monitors (Zahlen in 
Klammern = Veränderungen 
zum Vorjahr): 86 Prozent der Be-
fragten halten die Demokratie für die 
beste aller Staatsideen (± 0), aber nur 
55 Prozent der Befragten sind mit der 
Demokratie sehr oder ziemlich zufrie-
den (- 10 Prozent). 54 Prozent (- 7) der 
Thüringer sind zufriedene Demokra-
ten, d. h. sie bejahen die Demokratie 
und sind mit ihrem Funktionieren zu-
frieden. Dazu kommen 34 Prozent (+ 8) 
unzufriedene Demokraten, sie halten 
zwar die Demokratie für die beste 
Staatsform, sind aber eben mit dem 

Kommt Soziales vor Sicherheit?
Von Edgar Große, Vorsitzender des Seniorenvorstandes der GdP Thüringen

Erfurt (eg). Am 06. November 2018 wurde der diesjährige Thüringen-Mo-
nitor vorgestellt. Der Thüringen-Monitor 2018 setzt die Langzeitstudie zur 
politischen Kultur im Freistaat Thüringen fort, die seit dem Jahr 2000 
jährlich die Entwicklung der Demokratiezufriedenheit, der Demokratieun-
terstützung und der politischen Einstellungen der Thüringer Bevölkerung 
beobachtet. Das Institutionenvertrauen zur Polizei ist in Thüringen unverän-
dert hoch.

Funktionieren der Demokratie unzu-
frieden. Dazu kommen 8 Prozent De-
mokratieskeptiker und 4 Prozent Anti-
demokraten, beides die niedrigsten 
jemals gemessenen Werte. Bei ihrer 
Selbsteinordnung geben 38 Prozent 
(+ 3) der Thüringer an „etwas links“ zu 
sein. 31 Prozent (- 8) rechnen sich der 
Mitte zu. 17 Prozent (+ 6) sehen sich 

selbst „etwas rechts“. Der Prozentsatz 
der sich selbst so sehenden extremen 
Linken ist von zwölf auf zehn zurück-
gegangen, die Zahl der extremen 
Rechten von zwei auf drei gestiegen.

72 Prozent (+ 3) der Thüringer stim-
men der Aussage „in unserer Demo-
kratie werden die Anliegen der Men-
schen nicht mehr wirksam vertreten“ 
voll und ganz bzw. eher zu. Ähnlich ist 
das Bild bei der Aussage „die Parteien 
wollen nur die Stimmen der Wähler, 

ihre Ansichten interessieren sie nicht“. 
Dieser Aussage stimmen 80 Prozent 
(+ 6) der Befragten voll und ganz oder 
eher zu. Die Parteienbindung liegt bei 
49 Prozent (- 8) der Befragten, die 
Schwankungen sind von Jahr zu Jahr 
aber häufig sehr groß. 75 Prozent (+ 8) 
der Thüringer stimmen ganz oder über-
wiegend der Aussage zu „Leute wie 
ich haben so oder so keinen Einfluss 
darauf, was die Regierung tut“.

Die Wissenschaftler fassen unter 
dem Begriff der Dimension rechter Ein-
stellungen solche Einstellungen wie 
Fremdenfeindlichkeit, Chauvinismus, 
Verharmlosung des Nationalsozialis-
mus, Befürwortung einer rechten Dik-
tatur, Rassismus, Antisemitismus und 

Sozialdarwinismus zusammen. Bei fast 
allen dieser Einstellungen ist seit 2016 
eine steigende Tendenz zu verzeich-
nen. Einzelheiten sind in Tabelle 1 dar-
gestellt. 58 Prozent (+ 5) der Thüringer 
halten die Bundesrepublik durch die 
vielen Ausländer für „in einem gefähr-
lichen Maß überfremdet“ und nahezu 
jeder zweite Thüringer stimmt der The-
se zu, „Ausländer kommen nur hierher, 
um unseren Sozialstaat auszunutzen“. 
70 Prozent (- 3) der Bürger vertrauen 
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voll und ganz bzw. weitgehend der Po-
lizei. Die Polizei hat damit die besten 
Werte gegenüber den Gerichten mit 52 
Prozent (- 5), der Landesregierung mit 
36 Prozent (- 3) bzw. der Bundesregie-
rung mit 24 Prozent (- 13). Nur in den 
Jahren 2004 und 2017 erreichte die Po-
lizei bessere Vertrauenswerte (72 bzw. 
73). Trotz aller Personalprobleme sind 
die Thüringer mit der Arbeit der Polizei 
also offensichtlich überwiegend zufrie-
den.

Einige weitere Fragen sind sicherlich 
auch aus der Sicht der Polizei interes-
sant. 16 Prozent der Befragten im Thü-
ringen-Monitor 2018 stimmen der Aus-
sage zu: „In meinem Alltag fühle ich 
mich von Kriminalität bedroht.“ Dieser 
Anteil ist wieder etwas geringer als der 
von 2017 (22 Prozent) und der von 2016 
(21 Prozent), liegt aber immer noch 
leicht über dem von 2013 (zwölf Pro-
zent). Je unzufriedener Befragte mit 

der öffentlichen Sicherheit in ihrer 
Wohngegend sind, desto stärker emp-
finden sie Kriminalitätsfurcht.

In Zeiten einer florierenden Wirt-
schaft und gestiegener Steuereinnah-
men stellt sich die Frage, was mit jenen 
Teil der Staatsfinanzen geschehen soll-
te, die flexibel eingesetzt werden kön-
nen. Der Staat könnte beispielsweise 
im Sinne einer nachhaltigen Sozialpoli-
tik zusätzliche Sozialausgaben tätigen, 
er könnte in den Ausbau der Infra-

struktur oder in die Stärkung der inne-
ren Sicherheit investieren, er könnte 
die Steuern aber auch – im Sinne fiska-
lischer Nachhaltigkeit – zur Schulden-
tilgung verwenden. Eine deutliche 
relative Mehrheit der Befragten des 
Thüringen-Monitors 2018, nämlich 
43 Prozent, ist dafür, dass am ehesten 
zusätzliche Sozialausgaben stattfinden. 
Ungefähr ein Viertel der Befragten pri-
orisiert Investitionen in die Infrastruk-
tur, ungefähr ein Sechstel der Befrag-
ten die Stärkung der inneren Sicherheit 
und ungefähr jeder neunte Befragte 
die Schuldentilgung. Nur sechs Prozent 
der Befragten haben keine klare Präfe-
renz. Es folgen dann noch 1½ Seiten 
Erläuterungen dazu, wer unter welcher 
Fragestellung welche Prioritäten setzt.

Interessant ist in diesem Zusammen-
hang, dass die Zeitung „Freies Wort“ 
am 7. November 2018 zu einer völlig 
anderen Interpretation der Zahlen 

kommt, als die Wissenschaftler. Dort 
werden zunächst zusätzliche Investitio-
nen in die innere Sicherheit im Bund 
und in Thüringen beklagt. Und dann 
schreibt Autor Sebastian Haak: „Aus-
weislich der Ergebnisse des aktuellen 
Thüringen-Monitors entsprechen diese 
zusätzlichen Investitionen in die innere 
Sicherheit gar nicht dem, was sehr, sehr 
viele Menschen im Freistaat wollen. 
Tatsächlich zeigt diese repräsentative 
Langzeitstudie zu den Einstellungen 

der Thüringer in diesem Jahr, dass das, 
was gerade von der CSU allzu oft als 
realitätsfernes, linkes Geschwätz abge-
tan worden ist, die Menschen sehr wohl 
bewegt. Dass es für die Menschen noch 
viel drängendere Probleme in diesem 
Land gibt als die Migration.

Eine relative Mehrheit der Thüringer 
wünscht sich, dass der Staat die Steuer-
gelder, über die er frei verfügen kann – 
also etwa Steuermehreinnahmen – in 
weitere Sozialausgaben steckt. Zum 
Beispiel Hilfen für Arme, Familien, Kin-
der, Pflegebedürftige.“ Und weiter: 
„Schon in dieser ersten Annäherung 
sind diese Daten ein Armutszeugnis für 
die politische Debatte der vergangenen 
Monate, die offenkundig von völlig fal-
schen Vorstellungen ausgegangen ist, 
was „die Thüringer“ oder „die Leute“ 
wirklich wollen. Für die SPD-Arbeits-
marktpolitikerin Diana Lehmann heißt 
das, alles, was mit dem Sozialen zu tun 

habe, sei für die Menschen von 
höchster Priorität, sagt sie, heißt 
es in dem Artikel weiter. „Das ist 
die Pflicht. Da müssen wir lie-
fern.“ Innere Sicherheit dagegen 
sei die Kür. „Und wenn wir die 
Pflicht nicht hinkriegen, dann 
glaubt uns doch niemand, dass 
wir die Kür schaffen“, wird die 
SPD-Politikerin zitiert.

Hat Herr Haak nur schlechte 
Erfahrung mit der Polizei ge-
macht oder ist er wirklich so 
naiv? Die Notwendigkeit einer 
stabilen inneren Sicherheit kann 
doch heute ernsthaft niemand in 
unserem Land in Abrede stellen. 
Die Bekämpfung von Kriminali-
tät bedarf einer bestimmten per-
sonellen und technischen Aus-
stattung, sonst ist sie nicht zu 
leisten. Aufzüge, Versammlun-
gen und Veranstaltungen sind 
nur mit hohem personellem Auf-
wand sicher zu gestalten, es sei 
denn, man wollte Leben und 
Gesundheit der Teilnehmer, die 
häufig alles andere als friedlich 
sind, bewusst riskieren. Das al-

les kann auch Herr Haak nicht wollen. 
Die Polizei kann sicherlich nicht er-
warten, dass ihr unendlich Mittel zur 
Verfügung gestellt werden, ein Min-
destmaß an Kosten wird sich jedoch 
nicht vermeiden lassen. Das trifft für 
eine staatliche Institution genauso zu, 
wie beispielsweise für eine Zeitung. 
Allzu durchsichtige Polemik hilft nie-
mandem, weder den Bürgern, noch 
der Polizei.
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Gleich dürfen alle kosten Foto: Schauseil

Durch Wolfgang Greif wurde die 
Betriebsbesichtigung in einer kleinen 
handwerklich betriebenen Käserei an-
geregt. Es ist ein sehr kleiner Betrieb 
mit sieben Mitarbeitern und begrenz-
tem Raum. Aus diesem Grund sollte 
die Interessengruppe nicht über zehn 
bis zwölf Teilnehmer hinausgehen. 

Nach einer Terminänderung aus 
betrieblichen Gründen trafen sich die 
Teilnehmer am 19. Oktober 2018 kurz 
nach 14 Uhr an der Betriebsstätte in 
Belrieth. Die Betriebsleiterin begrüß-
te uns sehr freundlich und hatte kein 
Problem damit, dass statt zehn bis 
zwölf letztendlich 23 Interessenten 
vor ihrer Tür standen. 

Nach einer kurzen Belehrung über 
die Hygienevorschriften teilte sie für 
jeden ein Paar Hygieneüberzieher für 
die Schuhe aus. Los ging es. Zuerst 
zeigte sie uns die Anlage, in welcher 
die Rohmilch erhitzt wird und durch 
Zugabe verschiedener Mittel sich 
diese zum Rohkäse entwickelt. Das ist 
aber nicht der arbeitsintensivste Teil 
in der Käserei. 

Der geht dann erst los, wenn der 
Rohkäse in die entsprechenden For-
men gebracht wird, in reiner Handar-
beit. Damit die Restflüssigkeit aus 
den geformten Rohkäsestücken ent-
weichen kann, werden die Formen in 
regelmäßigen Zeitabständen gedreht, 

natürlich per Hand. Nachdem die so 
geformten Käsestücke ein Bad in 
Salzlauge genommen haben, werden 
sie in die Kühlzelle gebracht, um dort 
in Ruhe zu reifen. Der fertige Käse 
wird dann entsprechend seiner Mar-
ke nachbehandelt, z. B. bestreut oder 
geräuchert und abschließend per 
Handarbeit verpackt. 

Für die Mitarbeiter beginnt nun 
das Saubermachen. Es ist ja nicht da-
mit getan den Käse zu formen und 
reifen zu lassen, sondern für die 
nächste Ladung Rohmilch müssen die 
Gerätschaften nach strengen Vor-

schriften gesäubert werden. Auch das 
erfordert eine aufwendige Handar-
beit. 

Zum Schluss gab es noch eine aus-
giebige Verkostung und wir konnten 
uns zum Werksverkaufspreis mit Käse 
eindecken, was auch ausgiebig ge-
nutzt wurde. Wir bedankten uns für 
die freundliche Führung und für die 
Erweiterung unseres Wissens. Ein 
kleiner Polizei-Teddy sollte sie an 23 
wissbegierige Käseinteressenten er-
innern. Den Nachmittag schlossen 
wir bei Kaffee und Kuchen im Öko-
zentrum Vachdorf ab.  A. Schauseil

Besuch in der Hofkäserei Belrieht

Erfurt (lr). Seit Kurzem befasst sich 
der Petitionsausschuss des Thüringer 
Landtages mit der Frage der Anerken-
nung des Verpflegungsgeldes der 
ehemaligen DDR-Volkspolizei als 
Arbeitseinkommen. Dies hätte 
höhere Altersbezüge der ehemaligen 
Volkspolizisten und ihrer hinterblie-
benen Ehepartner zur Folge. 

Seit mehr als 15 Jahren streiten 
ehemalige Angehörige der Deut-
schen Volkspolizei um die Anerken-
nung des Verpflegungsgeldes als 
Arbeitseinkommen. Dies geschah 
bzw. geschieht nicht nur in Thürin-
gen, sondern in allen neuen Bun-
desländern und in Berlin. Zunächst 
wurden Anträge an den Dienstherrn 
gestellt, da der Freistaat Thüringen 

Thüringen und das Verpflegungsgeld
für die Rentenansprüche der ehe-
maligen Volkspolizisten der Bezirke 
Erfurt, Gera und Suhl aufkommen 
muss. Deshalb hat die Thüringer Po-
lizei auch eine eigene Rentenstelle, 
die für die Berechnung der Renten-
ansprüche aus dem Dienst in der 
Deutschen Volkspolizei entstanden 
sind. 

Die Anerkennung des Verpfle-
gungsgeldes als Arbeitseinkommen 
wurde vom Dienstherrn abgelehnt, 
was zu vereinzelten Klagen bei den 
Sozialgerichten führte. Mehrere Tau-
send Betroffene beantragten ab dem 
Jahr 2007 die Anerkennung des Ver-
pflegungsgeldes, erklärten sich aber 
bereit, das Verfahren bis zu einer 
rechtskräftigen Entscheidung ruhen 
zu lassen. Die allermeisten Verfahren 
ruhen bis heute.

Die Frage der Anerkennung des 
Verpflegungsgeldes beschäftigte in 
allen neuen Bundesländern die So-
zialgerichte, die Landessozialge-
richte und zuletzt das Bundessozial-
gericht. Dieses hat die Verfahren an 
die Landessozialgerichte zurückver-
wiesen, weil nur dort die entspre-
chenden tatsächlichen Feststellun-
gen getroffen werden können. Als 
erstes hat sich das Land Branden-
burg entschlossen, die Ansprüche 
aus dem Verpflegungsgeld anzuer-
kennen und zahlt seit mehreren 
Jahren bereits höhere Renten. 2017 
folge Sachsen-Anhalt aufgrund ei-
nes entsprechenden Urteils des 
dortigen Landessozialgerichtes. Ab 
1. Oktober 2016 hat auch Berlin die 
Ansprüche der Betroffenen aner-
kannt und zahlt. Grundlage ist auch 
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dort ein entsprechendes Urteil des 
Landessozialgerichtes. Im Januar 
2018 hat auch das Sächsische Lan-
dessozialgericht den Betroffenen 
höhere Ansprüche zuerkannt. Der 
Freistatt Sachsen will jedoch nicht 
zahlen und hat beim Bundessozial-
gericht wegen der Nichtzulassung 
der Beschwerde gegen das Urteil 
des Sächsischen Landessozialge-
richtes geklagt. Weist das Bundes-
sozialgericht diese Klage ab, so 
muss auch Sachsen den Betroffenen 
höhere Renten zahlen.

In Thüringen ruhen fast alle Verfah-
ren. Mit Unterstützung der GdP klagt 
ein Betroffener wegen Untätigkeit des 

Dienstherrn. Zudem hat sich ein Be-
troffener aus Erfurt nun mit einer Peti-
tion an den Thüringer Landtag ge-
wandt. Er fordert die Anerkennung 
seiner Ansprüche aus dem Verpfle-
gungsgeld. Seiner Auffassung nach 
kann der gleiche Sachverhalt nicht 
von Bundeland zu Bundesland unter-
schiedlich geregelt oder völlig igno-
riert werden. Wenn in drei Bundeslän-
dern und in Berlin die Landes- 
sozialgerichte inzwischen einheitlich 
urteilen, wären entsprechende Klage-
verfahren in Thüringen die reine Ver-
schwendung von Steuergeldern.

Im Oktober 2018 hat sich der Peti-
tionsausschuss des Thüringer Land-

tages erstmals mit der Sache befasst. 
Nach Kenntnis der Redaktion waren 
die beteiligten Ministerien nicht um-
fassend auskunftsbereit, weshalb die 
Sache im November erneut im Petiti-
onsausschuss verhandelt werden 
soll. Bleibt zu hoffen, dass der Land-
tag die Landesregierung auffordert, 
die Ansprüche aus dem Verpfle-
gungsgeld anzuerkennen und die 
Renten entsprechend nachzuberech-
nen. Andernfalls müsste auch in 
Thüringen der Rechtsweg weiterbe-
schritten werden. Das kostet aller-
dings wieder Zeit und die haben 
manche Betroffene vielleicht nicht 
mehr.

Aufmerksame Zuhörer Foto: Große

Jena (eg). Am 24. Oktober 2018 
trafen sich die Senioren der Kreis-
gruppe Jena in der Autobahnpolizei-
inspektion am Hermsdorfer Kreuz zur 
Verkehrsteilnehmerschulung. Sie 
wurden von Polizeioberrat Andreas 
Hempel begrüßt.

Da der vorgesehene Referent für die 
Schulung noch dienstlich verhindert 
war informierte POR Hempel zunächst 
über die Schwerpunkte der Arbeit der 
Autobahnpolizeiinspektion im Jahre 
2018. Dazu gehört neben der Gewähr-
leistung der Verkehrssicherheit auf den 
Autobahnen in Thüringen auch die Be-
arbeitung der Unfälle in diesem Be-
reich, die Kontrolle des gewerblichen 
Personen- und Güterverkehrs, Ge-
schwindigkeitskontrollen auch im Be-
reich der Landespolizeiinspektionen 
und die Fahndungsarbeit. Daneben 
werden auch die Kräfte und die Tech-
nik der API zur Sicherung von Veran-

staltungen etc. eingesetzt. Dabei sind 
nicht nur Staatsgäste zu lotsen oder mit 
der Krad-Staffel zu begleiten, häufig 
wird auch die Verkehrsorganisation 
der einsatzführenden Dienststelle un-
terstützt und gelegentlich muss die API 
auch eine geschlossene Einheit auf die 
Beine stellen. Einige Beispiele führten 
die Arbeit der API plastisch vor Augen.

Polizeihauptkommissar Jens Meise-
geier informierte die Senioren dann 
über wesentliche Veränderungen in 
verkehrsrechtlichen Bestimmungen, 
die 2018 in Kraft getreten sind. Schwer-
punkt dabei bildete die Rettungsgasse. 
Obwohl dieses Thema bereits seit Jah-
ren diskutiert wird, gibt es bei der Um-
setzung immer noch Schwierigkeiten. 
Ist die Rettungsgasse einmal gebildet, 
dann fahren Fahrzeugführer nach 
Durchfahrt der ersten Einsatzfahrzeuge 
wieder in die Mitte ihrer Fahrbahn und 
beim nächsten Einsatzfahrzeug geht 
das Spiel von vorne los. Die Erhöhung 
der Bußgelder für Verstöße führt auch 

nicht zwingend zu mehr Disziplin. Im 
Vordergrund steht die Rettung von 
Menschenleben und da hat die Polizei 
häufig gar nicht genug Personal, um 
die Verstöße ahnden zu können.

Erörtert wurde auch das Thema Die-
sel und Fahrverbote bzw. die mögli-
chen Auswirkungen für die Fahrzeug-
halter. Hier konnte PHK Meisegeier 
aber auch nur den aktuellen Sachstand 
erläutern. Welche rechtlichen Ände-
rungen aus dem Dieselskandal noch 
folgen können, darüber konnte auch 
der Beamte nur mutmaßen. Hier muss 
einfach die Entwicklung der nächsten 
Monate und Jahre abgewartet werden.

Edgar Große danke im Namen der 
Senioren den beiden Beamten für ihre 
Ausführungen. Andreas Hempel 
wünschte er alles Gute und viel Erfolg 
im bevorstehenden Seniorendasein. In 
Absprache mit dem Leiter der API, sol-
len die Verkehrsteilnehmerschulungen 
für die Senioren auch künftig weiterge-
führt werden.

Rettungsgasse kann Leben retten
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Arbeitszeitmodelle in …
… Thüringen

In der Thüringer Polizei wird nach 
den Arbeitszeitmodellen Dienst nach 
Dienstplan, Gleitzeit und Dienst ohne 
Dienstplan gearbeitet. Die allermeisten 
Kollegen verrichten ihren Dienst nach 
einem Dienstplan entsprechend der 
Dienstanweisung „Grundsätze für ein 
Bedarfsorientiertes  Schichtmanage-
ment (BSM) in der Thüringer Polizei“. 
In diesem Modell werden Dienst-
schichtbeamte in einem Personalpool 
zusammengefasst und die Dienstzeiten 
nach den jeweiligen polizeilichen Ein-
satzlagen geplant. Der Schichtdienst 
des BSM wird in den Aufgabenfeldern 
Grundversorgung – umfasst ständig 
wiederkehrende polizeiliche Tätigkei-
ten, z. B. Notrufsachbearbeitung, Straf-
taten und Ordnungswidrigkeiten sowie 
allgemeine Streifenfahrten, sog. poli-
zeiliche Reaktionsmaßnahmen, – Er-
gänzungsdienst – verstärkt zeitlich be-
grenzt die Grundversorgung und den 
Sonderdienst, umfasst Tätigkeiten au-
ßerhalb der Grundversorgung z. B. 
Verkehrskontrollen, Absicherung von 
Veranstaltungen, Zivilstreifen u. a. (so-
genannte polizeiliche Aktionsmaßnah-
men), geplant. Die flexible Dienstpla-
nung in Form des BSM dient dem Ziel, 
durch einen am polizeilichen Auftrag 
und den analysierten Schwerpunkt-
zeiten orientierten Personaleinsatz die 
polizeilichen Aufgaben mit höherer 
Effizienz zu erfüllen. Die Beamten der 
Grundversorgung haben dabei jeder-
zeit handlungsbereit zu sein, um auf 
aktuelle Einsatzlagen unverzüglich re-
agieren zu können. Sonderdienste 
werden mit konkretem Personalansatz 
und Einsatzzeiten in den Dienstplänen 
ausgewiesen. Auch bei einer flexiblen 
Dienstplanung ist für die Dienst-
schichtbeamten ein verbindlicher 
Dienstplan vorzugeben. Hier gilt es, 
die im Rahmen einer persönlichen 
Dienstplanung abgegebenen konkre-
ten Planungswünsche der Kolleginnen 
und Kollegen, soweit es die Einsatzer-
fordernisse und Planungsvorgaben 
der Dienststelle zulassen, zu berück-
sichtigen.

Andere Dienstbereiche können tem-
porär einbezogen werden.

Monika Pape

... Sachsen-Anhalt
Im Bereich der Schutzpolizei wird 

nach dem „Dezentralen Schichtma-
nagement“ (DSM) gearbeitet. Dieses 
wurde in Zeiten ständig sinkender 
Personalzahlen eingeführt, um die 
Flexibilität der Personalplanung für 
die Dienststellen zu gewährleisten. 
Weiterhin sollte es für die persönliche 
Planung der Schichtler einfacher wer-
den, aus nicht mehr starren Schicht-
plänen ihre persönlichen und priva-
ten Bedürfnisse mit dem Dienst in 
Einklang zu bringen.

Das damalige Versprechen: „Wer 
im Winter mehr arbeitet, hat im Som-
mer mehr frei!“, ist heute ein Witz. 
Widersinnig geworden, weil einfach 
keine Schutzpolizisten und Schutzpo-
lizistinnen in ausreichender Anzahl 
zur Verfügung stehen.

Im DSM ist den Organisationsein-
heiten ein gewisses Maß an Selbstor-
ganisation überlassen worden, sodass 
heute in jedem Revier andere „Insel-
lösungen“ bestehen. Dies erfordert 
für die Planungsaufgaben spezielle 
„Planer“, welche bei einer Krankmel-
dung unter Umständen bis zu vier 
Kollegen/-innen umplanen müssen. 
Je nach Reviergröße sind dann meh-
rere „Planer“ bzw. „Planerinnen“ in 
Vollzeit beschäftigt, die erforderliche 
Anzahl von „Köpfen“ für die anste-
henden Dienste zu erreichen, zu 
überreden und dann wieder erforder-
liche Umplanungen vorzunehmen.

Die Revierleitungen und „Planer/ 
-innen“ sind derzeit auf der Suche 
nach Modellen, in denen sie immer 
weniger Schutzleute in immer mehr 
erforderliche Dienste bringen. Dass 
dies nicht funktioniert ist jedem klar, 
jedoch steht die Aufgabe im Vorder-
grund (nicht der Mensch!). Im Innen-
ministerium ist man auch auf diese 
Probleme aufmerksam geworden und 
plant die Änderung des DSM-Erlas-
ses, welcher dann wieder Dienstgrup-
pen erlauben soll. Eine der wahren 
Feststellungen ist, dass mit der Zer-
schlagung von Dienstgruppen der so-
ziale Zusammenhalt in vielen Revie-
ren weg ist. Abhilfe kann nur durch 
mehr Personalzufuhr geschaffen wer-
den.  Ingo Neubert 

… Sachsen
„Allen Leuten recht getan, ist eine 

Kunst, die niemand kann.“ Arbeits-
zeitmodelle sind von jeher umstritten. 
Die Dienstzeiten im Streifendienst bei 
der Polizei bilden dabei keine Aus-
nahme. Aus Sicht des Dienstherrn 
wird ein flexibler Dienstplan favori-
siert. Wenn eine polizeiliche Lage ein-
tritt, soll das entsprechende Personal 
eingesetzt werden können. In lage-
schwächeren Zeiten ist der Bedarf 
eher geringer. Die Kolleginnen und 
Kollegen sind bestrebt, möglichst sozi-
al ihre Dienstzeit einzurichten. Beruf 
und Familie sollen vereinbar sein.

Den Personalmangel über ausgeklü-
gelte Dienstpläne regulieren zu kön-
nen, ist ein Trugschluss. Professionelle 
Polizeiarbeit ist nur möglich, wenn das 
Personal für die Erfüllung der Aufga-
ben auch vorhanden ist. Im Freistaat 
Sachsen existieren prinzipiell zwei 
Grundvarianten von Dienstplänen für 
fünf bzw. sechs Dienstgruppen. Einer-
seits Modelle, wo sich alle fünf bzw. 
sechs Tage der gleiche Dienstrhythmus 
wiederholt. Zum anderen werden 
Blockdienste geleistet, deren Umlauf 
sich in fünf bzw. sechs Wochen wieder-
holt. In den Polizeidirektionen der 
sächsischen Polizei wird nach verschie-
denen Dienstplanmodellen gearbeitet. 

So wird auf die Lageunterschiede 
zwischen Stadt und Land reagiert. 
Alle Modelle werden nach einer Prüf-
matrix auf die Einhaltung vorhande-
ner Pflichten untersucht.

Als vorteilhaft erweisen sich soge-
nannte Verfügungsdienste. Hier kön-
nen außerhalb des täglichen Dienstge-
schäftes Aufgaben gelöst werden, so 
auch die Aus- und Fortbildung. 

Der Generationswandel in der 
sächsischen Polizei führt dazu, dass 
junge Kolleginnen und Kollegen 
12-Stunden-Dienste favorisieren. Für 
Ältere ist dies vor allem in den Groß-
städten mit ihren Lageschwerpunkten 
nicht unproblematisch. Hier gilt es, 
sensibel zu reagieren, denn mangels 
anderer Einsatzmöglichkeiten muss 
ein Großteil der Kolleginnen und Kol-
legen bis zur Pensionierung im Strei-
fendienst verbleiben.

Andreas Mußbach


